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Die Abgeordneten zum Nationalrat Dro ERMACORA, HUBER, 
Dr. KEIMEL, KELLER, Dr. LEITNER p PISCHL, WESTREICHER und 
Genossen haben am 27. November 1980 unter der Nr. 874/J an 
mich eine schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend 
Bericht~ über die Arbeitsgemeinschaft Alpenländer gerichtet, 
welche folgenden Wortlaut hat: 

,.J. 

tl1. Wie viele Berichte der Arbeitsgemeinschaft Alpenländer/ 
sind Ihnen in der XIII., XIV. ~ und XV. GF- von der Ge­
schäftsstelle dieser Arbeitsgemeinschaft zugeleitet worden? 

2. In welchen Fäilen haben" Sie dem Na tionalra t über die 
.... Ergebnisse dieser, Arbeitsgemeinschaft berichtet? 

3. Welche Koordiriation.smaßnahmen haben Sie ergriffen, um 
dazu beizutragen, die Beschlüsse der Arbeitsgemeinschaft 
auch in Österreich zu realisieren? 

40 Welche Ergebnisse haben Sie bei Ihren Bemühungen erzielt? .. .. 
5.. Auf welchen Sachgebieten ist eine Realisierung der Be­

schlüsse der Arbeitsgemeinschaft Alpenländer, die Sie 
auf/Ihrer Konferenz zu Meranam 190 Juni 1980 gefaßt 
hat p von seiten der Bundesregierung vorgesehen? 

60 Wird die österreichische Bundesregierung den Wunsch der 
Arbeitsgemeinschaft unterstütz'en, einen beratenden Status 
beim Europara t zu erhal"t'en ?'" 
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Ich beehre mich, diese Anfrage wie folgt zu beantworten'" 

Zu Frage 1 ~ 

In der XIII" und XIV" Gesetzgebungsperiode sind mir seitens 
der Arbeitsgemeinschaft Alpen1ände:r jeweils vier Berichte 

zugeleitet worden. In der XV e Gesetzgebungsperiode wurden 

mir bisher zwei Berichte übermittelt p nämlich der über die 

Tagung am 150 Juni 1979 in München und der über die Tagung 

am 19. Juni 1980 in Merano 

Zu Fraqe 2 

Ich habe dem Nationalrat über die Tätigkeit der Arbeitsge­

mein~chaft Alpenländer während der XIV. und XV. Gesetzgebungs­

periode des Nationalrates keinen Bericht erstattet. Diese 
Vorgangsweise wurde aus Anlaß der parlamentarischen Anfrage 

vom 110 Mai 1977 Nr o 1172/J (beantwortet am 7. Juli 1977 p 

Zlo 143011 0/41-I/4/77 L ausführlich begründet. 

Lediglich in der XIIIo Gesetzgebungsperiode des Nationalrates 
habe ich einen Bericht zu Fragen des transalpinen Straßen­

und Sc~ienenverkehrs im Zusammenhang mit Beschlüssen der 

Arbeitsgemeinschaft Alpenländer bei ihren Zusa~~enkünften 

in Rottach-Egern am 60 und 70 April 1973 und in Bozen am 
j • • • 

14" und 150 September 1973 erstattet. 
(Siehe Protokoll der' 107. Sitzung der XIIIo Gesetzgebungs­

periode deg Nationalrates am 210 Mai 1974)0 
Zu den Fragen 3 und 4 . : . 

Zu den Beschlüssen der 10.. Konferenz' der Arbeitsgemeinschaft 
Alpenländer in München und der 11. Tagung der Arbeitsgemeinschaft 
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Alpenländer in Meran teile ich mit p daß diese allen Bundesministerien 

mit der Bitte um Kenntnis- und allfällige Stellungnahme übermittelt 
wurden 0 Der Bitte um Stellungnahme wurde von den meisten 
Ressorts mit ausführlichen Zuschriften entsprocheno 

Dieselbe Vorgangsweise wurde pinsichtlich der in der XIVo 
Gesetzgebungsperiode des Nationalrates übermittelten Beschlüsse 
der Arbeitsgemeinschaft Alpenländer gewählto Abgesehen von dem 
vorgenannten Bericht an den Nationalrat wurde in ähnlicher 
Weise auch mit den in der XIIIo Gesetzgebungsperiode des 
Nationalrates vorgelegten Beschlüssen verfahreno 

Zu Frage 5 : 

Hinsichtlich der Frage nach der Realisierung der Beschlüsse 
von Meran muß festgestellt werden u daß der Bund an diesen 
Beschlüssen nicht mitgewirkt hat und ihm daher auch keine 
Verpflichtung zu deren Erfüllung zukommen kanno Es wird vor 
allem bei den daran beteiligten Gebietskörperschaften liegen p 

im Rahmen ihrer Zuständigkeit geeignete Maßnahmen zur Reali­
sierung von Zielen zu setzen, die auch auf der Tagung von 
Meran als richtig erkannt wurdeno 

Zu Frage 6 : 

Die Bundesregierung steht der Schaffung eines Naheverhältnisses 
zwischen der Arbeitsgemeinschaft Alpenländer und dem Europarat 
im Rahmen eines Konsulativstatus grundsätzlich positiv gegen­
über. Die konkrete Verwirklichung dieses Projekts wird aller­
dings davo~ abhä~gen9 ob die gemäß der einschlägigen Resolu-
tion des Europarates Nr. (72)35 vom 160 Oktober 1972 erforderlichen 

Voraussetzungen gegeben sind, was primärlder Beurteilung 
des Generalsekretärs des Europarates untrliegto 
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